
WTS - Thesaurierungsbegünstigung (§ 34a EStG) und Option zur Körperschaftsbesteuerung (§ 1a KStG) 

Im Rahmen der Lehrveranstaltung “Unternehmensbesteuerung III” fand am 09.12.2025 ein Gastvortrag 
durch den Praxispartner WTS an der Universität Bamberg statt. Herr Prof. Dr. Egner begrüßte hierzu die 
Referenten Dr. Klaus Dumser (Partner / Corporate Tax) und Tobias Eckert (Senior Manager / Corporate Tax). 
Gegenstand des Vortrags waren die Thesaurierungsbegünstigung nach § 34a EStG sowie die Option zur 
Körperschaftsbesteuerung für Personengesellschaften nach § 1a KStG. Die Referenten erläuterten 
Rechtsgrundlagen, typische Anwendungsfälle sowie ausgewählte Gestaltungsmöglichkeiten. 

Zu Beginn wurde die Belastungssituation von Personenunternehmen und Kapitalgesellschaften 
gegenübergestellt und anschließend an einem Rechenbeispiel verdeutlicht. Bei natürlicher 
Personenbesteuerung (Transparenzprinzip) entsteht – unter den im Vortrag verwendeten Annahmen (inkl. 
Solidaritätszuschlag und Gewerbesteuer bei 400 % Hebesatz, ohne Kirchensteuer) – eine Gesamtbelastung 
von rund 46,71 %. Demgegenüber liegt die Thesaurierungsbelastung einer Kapitalgesellschaft bei ca. 29,83 
% (KSt 15 % zzgl. GewSt). Bei der Ausschüttung des verbleibenden Betrags (70,17 %) in das Privatvermögen 
ergibt sich durch die Abgeltungssteuer und den Solidaritätszuschlag eine zusätzliche Steuerbelastung von 
18,5 %. Die Gesamtbelastung liegt dann bei 48,33 %. Im Falle des Haltens der Anteile im Betriebsvermögen 
erhöht sich die Gesamtbelastung im Falle der Ausschüttung auf 49,81 % durch das Teileinkünfteverfahren 
(Est-Satz von 45 % und Geltung des gewstl. Schachtelprivilegs). 

Die Referenten führten aus, dass der Gesetzgeber mit § 34a EStG das Ziel verfolgt, ertragsstarken 
Personenunternehmen ähnlich günstige Thesaurierungsbedingungen wie Kapitalgesellschaften zu 
ermöglichen, Eigenkapitalbildung zu fördern und die Investitionsfähigkeit zu erhöhen. 

Die Referenten gaben einen Überblick über Aufbau und Systematik des § 34a EStG. Hervorgehoben wurden 
die Änderungen durch das Wachstumschancengesetz (Anwendung erstmals ab VZ 2024): Der 
Gewerbesteueraufwand unterliegt nun nicht mehr dem individuellen Einkommensteuertarif, sondern kann 
in die begünstigte Thesaurierungsbesteuerung einbezogen werden. Zudem wird die Entnahme der 
Thesaurierungssteuer (ESt nach § 34a Abs. 1 S. 1 EStG) einschließlich SolZ bei der Ermittlung des nicht 
entnommenen Gewinns nicht berücksichtigt; Entnahmen gelten vorrangig bis zur Höhe der 
Thesaurierungssteuer als zur Zahlung dieser Steuer verwendet (Verwendungsfiktion). 

Im Folgenden gingen die Referenten auf die begünstigten Einkunftsarten, begünstigte Gewinne bei 
beschränkter Steuerpflicht und Veräußerungsgewinne ein. Folge Punkte wurden genannt:  
 Begünstigt sind nicht entnommene Gewinne aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und 

selbständiger Arbeit. 
 Verlustausgleich/-abzug sind vorrangig: Bei negativem zu versteuerndem Einkommen kann § 34a EStG 

nicht genutzt werden. 
 Bei Mitunternehmeranteilen umfasst die Prüfung auch Ergänzungs- und Sonderbilanzen. 
 Bei beschränkter Steuerpflicht beschränkt sich die Begünstigung auf die inländischen Gewinneinkünfte 

nach § 49 EStG (ggf. DBA). 
 Für bestimmte Veräußerungsgewinne ist § 34a EStG ausgeschlossen, wenn Freibetrag/Tarifermäßigung 

(§ 16 Abs. 4 bzw. § 34 Abs. 3 EStG) genutzt wird; ansonsten kann ein Wahlrecht bestehen. 



Anschließend wurde auf die Antragsstellung zur Anwendung der Thesaurierungsbegünstigung und der 
Begünstigungsbetrag erläutert. 
Die Anwendung erfolgt antragsgebunden grundsätzlich im Rahmen der Einkommensteuererklärung und ist 
für jeden Betrieb bzw. Mitunternehmeranteil gesondert auszuüben (Wahlrecht auch hinsichtlich der Höhe). 
Bei Mitunternehmern ist die Antragstellung nur möglich, wenn der Anteil am Steuerbilanzgewinn mehr als 
10 % oder mehr als 10.000 EUR beträgt. Eine einheitliche Antragstellung aller Mitunternehmer einer 
Personengesellschaft ist nicht erforderlich. Änderungen/Rücknahmen von Wahlrechten sind nach Eintritt 
der Unanfechtbarkeit nur bei einschlägigen Korrekturvorschriften möglich. 

Der Begünstigungsbetrag (§ 34a Abs. 3 S. 1 EStG) ist der Teil des nicht entnommenen Gewinns, für den der 
Antrag gestellt wird; er wird mit 28,25 % zzgl. Solidaritätszuschlag besteuert. Der 
nachversteuerungspflichtige Betrag (§ 34a Abs. 3 S. 2 EStG) entspricht dem Begünstigungsbetrag abzüglich 
der darauf entfallenden Steuerbelastung (ESt und SolZ; ohne KiSt) und wird fortgeschrieben. 

Beispiel aus dem Vortrag: Bei einem beantragten Begünstigungsbetrag von 60.000 EUR ergibt sich ESt von 
16.950 EUR (28,25 %) und SolZ von 932,25 EUR (5,5 %), sodass der nachversteuerungspflichtige Betrag 
42.117,75 EUR beträgt. 

Die Referenten erläuterten die Folgen eines Entnahmeüberhangs sowie die Folgen bei einer Übertragung 
oder Überführung einzelner Wirtschaftsgüter. 
Kommt es in späteren Jahren zu einem Entnahmenüberhang (Entnahmen und Einlagen im Saldo 
übersteigen den Steuerbilanzgewinn), ist der festgestellte nachversteuerungspflichtige Betrag in Höhe des 
Entnahmenüberhangs nachzuversteuern. Der Steuersatz beträgt 25 % zzgl. SolZ (ggf. KiSt) und fällt 
zusätzlich zur regulären Besteuerung des laufenden Veranlagungszeitraums an. Im Vortrag wurde betont, 
dass außerbilanzielle Hinzurechnungen (z. B. nicht abzugsfähige Betriebsausgaben oder GewSt) bei der 
Ermittlung des Entnahmenüberhangs nicht zu berücksichtigen sind. Ausnahmen bestehen u. a. für 
Entnahmen zur Zahlung von Erbschaft-/Schenkungsteuer sowie für bestimmte gesetzlich geregelte Fälle. 

Bei der Übertragung oder Überführung einzelner Wirtschaftsgüter zum Buchwert nach § 6 Abs. 5 EStG 
besteht ein antragsgebundenes Wahlrecht, den (anteiligen) nachversteuerungspflichtigen Betrag statt 
einer Nachversteuerung beim Ursprungsbetrieb auf das übernehmende Betriebsvermögen zu übertragen. 
Geldbeträge sind hiervon ausgenommen; auf Geld gerichtete Forderungen können hingegen erfasst sein. 
Wird während einer Sperrfrist nachträglich Teilwert angesetzt (z. B. nach § 6 Abs. 5 S. 4 oder 6 EStG), ist die 
Übertragung insoweit rückgängig zu machen. 

Für grenzüberschreitende Überführungen/Übertragungen wurde herausgestellt, dass Entnahmen/Einlagen 
i. S. d. § 4 Abs. 1 EStG bei der Ermittlung des nicht entnommenen Gewinns bzw. des Entnahmenüberhangs 
zu berücksichtigen sind. Je nach Fallkonstellation (innerhalb eines Betriebs vs. zwischen mehreren 
Betrieben; unbeschränkte vs. beschränkte Steuerpflicht) ergeben sich unterschiedliche Zurechnungs- und 
Abgrenzungsfragen. 

§ 34a Abs. 6 EStG regelt Fälle einer vollständigen oder anteiligen Nachversteuerung, z. B. bei 
Betriebsaufgabe/-veräußerung, Einbringung in eine Kapitalgesellschaft/Genossenschaft, Formwechsel, 
unentgeltlicher Übertragung auf Körperschaften sowie Wechsel der Gewinnermittlungsart (BVV zu EÜR) 
oder auf Antrag (freiwillige Nachversteuerung). In bestimmten Fällen kann die Nachversteuerung auf 



Antrag zinslos über bis zu 10 Jahre gestundet werden, wenn die sofortige Zahlung eine erhebliche Härte 
darstellen würde; die Prüfung erfolgt anhand der Grundsätze des § 222 AO. Für einzelne Tatbestände (z. B. 
Gewinnermittlungsartwechsel und freiwillige Nachversteuerung) besteht diese besondere 
Stundungsmöglichkeit nicht. 

Bei der unentgeltlichen Übertragung/Einbringung eines ganzen Betriebs nach § 6 Abs. 3 EStG oder eines 
Mitunternehmeranteils nach § 24 UmwStG ist der festgestellte nachversteuerungspflichtige Betrag 
grundsätzlich auf den Rechtsnachfolger zu übertragen. Erfolgt die Einbringung nicht zu Buchwerten, kommt 
es zur Nachversteuerung in voller Höhe. Bei Teilübertragungen geht der nachversteuerungspflichtige Betrag 
anteilig über; die anteilige Ermittlung erfolgt anhand des Verhältnisses des übertragenen 
Betriebsvermögens (Buchwerte) zum gesamten Betriebsvermögen vor der Übertragung. 

Im zweiten Teil des Vortrags wurde das Optionsmodell zur Körperschaftsbesteuerung für 
Personengesellschaften dargestellt. Die Referenten erläuterten wesentliche Neuerungen (ab VZ 2024), die 
insbesondere die Antragstellung und den Anwendungsbereich betreffen: 

 Erweiterung des Optionsrechts: Neben Personenhandelsgesellschaften und 
Partnerschaftsgesellschaften können nun auch eingetragene GbRs optieren. 

 Antragstellung (zeitlich): Bei Neugründung kann der Antrag bis zum Ablauf eines Monats nach Abschluss 
des Gesellschaftsvertrags gestellt werden; bei Formwechsel einer Körperschaft in eine 
Personengesellschaft bis zum Ablauf eines Monats nach Anmeldung des Formwechsels beim Register. 

 Steuerneutrale Optionsausübung: Die steuerneutrale Anwendung des § 20 Abs. 2 UmwStG wird nicht 
allein dadurch ausgeschlossen, dass eine Beteiligung an der Komplementärin (funktional wesentliche 
Betriebsgrundlage im Sonderbetriebsvermögen) nicht mit eingebracht wird. 

 Ausschüttungsfiktion: Maßgeblich ist nur noch die tatsächliche Entnahme; die bloße Möglichkeit eines 
Auszahlungsverlangens soll nicht mehr genügen. 

Abseits rein steuerlicher Aspekte wurden zudem ausgewählte Entscheidungsparameter angesprochen. Als 
Vorteile einer optierenden Personengesellschaft gegenüber der klassischen Kapitalgesellschaft wurden 
insbesondere das flexiblere Gesellschaftsrecht, Vorteile bei der unternehmerischen Mitbestimmung (z. B. 
Drittelbeteiligungsgesetz) sowie eine geringere Abschluss-Publizität hervorgehoben. 

Im Anschluss an die fachlichen Ausführungen hatten die Studierenden Gelegenheit, Fragen zu stellen und 
einzelne Fallkonstellationen zu diskutieren. Zum Abschluss dankte Herr Prof. Egner den Referenten für den 
praxisorientierten Vortrag und schloss die Veranstaltung. Im Anschluss an die Veranstaltung standen Herr 
Dr. Dumser sowie Herr Eckert für weitere Fragen und mögliche Gespräche bzgl. des Einstiegs/Praktikums 
bei WTS zur Verfügung. 


